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Hochschulpolitik

Subsidiarität statt Autonomie
In der aktuellen Hochschuldiskussion spielt das Schlagwort „Autonomie der Hochschulen“ eine zentrale Rolle. Allerdings hat das Wort „Autonomie“ bisher statt zur Stärkung der Hochschullandschaft zu vielen Frustrationen auf allen Ebenen geführt. Die damit verbundenen Erwartungen und die erfahrene Realität widersprechen sich grundsätzlich. Für Travail.Suisse stellt sich deshalb die Frage, ob die viel beschworene Autonomie“ überhaupt tauglich ist, drängende Fragen der Hochschulpolitik zu klären und einer Lösung näher zu bringen. Würde nicht die konsequente Anwendung des Subsidiaritätsprinzipes hier mehr Klärung und Hilfe schaffen?
Die Hochschulen sind in komplexe Verantwortungsstrukturen eingebettet. Gesetzgeber, Geldgeber, strategische Räte und operative Leitungen auf verschiedenen Ebenen (Hochschule, Dekanate/Departemente, Studiengänge) wollen Einfluss auf die Geschicke der Hochschulen nehmen. Keine Instanz ist autonom, wenn darunter verstanden wird, dass jemand nach eigenen Gesetzen lebt, selbständig und unabhängig ist. Alle Instanzen sind voneinander abhängig und aufeinander angewiesen. Das Schlagwort „Autonomie der Hochschulen“ löst daher Erwartungen aus, die nie und nimmer zu erfüllen sind. 
Subsidiarität: Wer hat was zu entscheiden?

Travail.Suisse schlägt vor, dass bei der Diskussion der Hochschulpolitik nicht der Begriff der Autonomie, sondern das Prinzip der Subsidiarität verwendet wird. Das Subsidiaritätsprinzip ist ein Ordnungsprinzip. Es regelt die Zuteilung der Verantwortung und sagt damit etwas aus über den Aufbau eines Systems und die Beziehungen zwischen den verschiedenen Ebenen eines Systems. Die zentrale Forderung des Subsidiaritätsprinzips ist dabei, dass eine übergeordnete Instanz nicht Aufgaben und Entscheidungen an sich reissen soll, welche eine untergeordnete Instanz (besser) lösen kann. Zudem verlangt das Subsidiaritätsprinzip, dass die übergeordneten Instanzen im Dienste der untergeordneten Ebenen stehen.
Subsidiarität und Hochschulpolitik

Die konsequente Anwendung des Subsidiaritätsprinzips würde zu klar definierten Teilautonomien von Systemeinheiten innerhalb der Hochschullandschaft führen. Dabei verlangt das Subsidiaritätsprinzip, dass die höhere Instanz begründen muss, warum sie und nicht die untergeordnete Ebene die Entscheidungen in einem Bereich trifft und bestimmte Aufgaben ausführt. Wenn dieses Prinzip bei der Entwicklung der Hochschullandschaft 2008 zur Anwendung käme, würde das System von unten und nicht von oben her entwickelt. Das hätte verschiedene Folgen. Zum Beispiel:

· Das Steuerungssystem würde einfacher mit einer klareren Zuteilung von Verantwortlichkeiten.

· Die Unterschiedlichkeit der Studiengänge würde besser beachtet und nicht alle Studiengänge würden über die gleiche Leiste geschlagen (Zugang zu den Studiengängen, Länge der Bachelorstudiengänge etc).

· Bei verwaltungstechnischen Entscheidungen müsste gefragt werden, ob sie für die unteren Einheiten – z.B. die Studiengänge – hilfreich sind oder nicht. Die Gefahr ist heute gross, dass verwaltungstechnische Entscheidungen durchgesetzt werden ohne Rücksicht auf die Auswirkungen auf die unteren Ebenen.

· Die Motivation der Dozierenden nähme zu, weil die Verantwortlichkeiten klarer geregelt sind und ihre Anliegen besser beachtet würden.
Für Travail.Suisse drängt sich deshalb auf, dass bei der Entwicklung der Hochschullandschaft 2008 das Subsidiaritätsprinzip zu einem Grundbegriff wird und auf das nicht einlösbare Schlagwort „Autonomie der Hochschulen“ verzichtet wird.
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